Richtlinien zur Förderung der kommerziellen Nutzung von

   Informations- und Kommunikationstechniken durch kleine

                             und mittlere Unternehmen

                                        vom 28.04.1997 

1.Zuwendungszweck

1.1 Neue Informations- und Kommunikationstechnologien eröffnen den Unternehmen durch Präsentation von Text, Graphik und

Ton neue Möglichkeiten für Verkauf, Service, Marktforschung und Marketing. Die zunehmende kommerzielle Nutzung des Internet,

das aufgrund seiner Entwicklung zu dem globalen Kommunikationsmedium zu werden verspricht, erfolgt in Deutschland bisher ganz

überwiegend durch große Unternehmen; die Gründe für den geringen Anteil kleiner und mittlerer Unternehmen sind noch nicht

ermittelt.

Mit einem Modellprojekt im Rahmen der Förderung des Technologietransfers sollen

     kleine und mittlere Unternehmen dazu befähigt werden, ihre Produkte und Dienstleistungen unter Nutzung der Möglichkeiten

     des Internet zu vermarkten und 

     die Hemmnisse identifiziert werden, die eine verstärkte Nutzung der modernen Informations- und

     Kommunikationstechnologie bisher verhindert haben. 

Zum Anschluß an das Internet können kleinen und mittleren Unternehmen deshalb Zuwendungen nach Maßgabe dieser Richtlinien

und der Vorläufigen Verwalltungsvorschriften zu § 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO) gewährt werden.

Damit sollen vorrangig folgende Ziele erreicht werden:

     Erwerb von Grundkenntnissen über Struktur, Aufbau und möglichen Nutzen des Internet durch Beratung und Schulung im

     Unternehmen, 

     Sicherung der Zugangsmöglichkeit zum Internet, 

     Präsentation im Internet, 

     Gewährleistung des Sammelns eigener Erfahrungen. 

1.2Auf die Gewährung der Zuwendungen besteht kein Rechtsanspruch. Die Bewilligungsbehörde (Nr. 6.1) entscheidet aufgrund

ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2.Gegenstand der Förderung

2.1 Förderungsfähig sind:

2.1.1 Ausgaben für Schulung und Beratung im Unternehmen bis zu einer Höhe von 1.000,- DM je Tagewerk, höchstens jedoch 2

Tagewerke. In begründeten Ausnahmefällen kann eine überbetriebliche Schulung (z.B. Workshops, Seminare) erfolgen.

2.1.2 Ausgaben für die Gestaltung und Aktualisierung von maximal 5 World-Wide-Web (WWW)-Seiten, die eine geeignete

Präsentation der Produkte und Leistungen des Antragstellers gewährleisten.

2.1.3 Ausgaben für den erstmaligen Zugang zum Provider

2.1.4 Ausgaben für eine zeitlich begrenzte Nutzung, insbesondere Unternehmenspräsentation (max. 3 Monate) im Internet.

Eingeschlossen sind sämtliche durch den Provider in Rechnung gestellte Ausgaben insbesondere für die Einspeisung der Seiten,

Registrierung der Zugriffe, Nutzung eines Servers und ggf. notwendige Modifikationen in der Startphase.

2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind insbesondere:

2.2.1 Ausgaben für Hardware, einschließlich Modem oder Netzkarte,

2.2.2 Ausgaben für Internetsoftware,

2.2.3 Ausgaben für Telekommunikationsgebühren,

2.2.4 Personalausgaben des Zuwendungsempfängers,

2.2.5 Ausgaben für Maßnahmen, die bereits aus anderen öffentlichen Mitteln finanziert werden (Kumulierungsverbot).

3.Zuwendungsempfänger

3.1Antragsberechtigt sind rechtlich selbständige Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, die in der Bundesrepublik Deutschland

ihren Sitz und Geschäftsbetrieb haben, nicht mehr als 250 Arbeitskräfte beschäftigen und im letzten Geschäftsjahr vor Antragstellung

einen Umsatz von 40 Mio. DM oder eine Bilanzsumme von 27 Mio. DM nicht überschritten haben. War das letzte Geschäftsjahr

kein volles Geschäftsjahr, so ist zur Ermittlung des Jahresumsatzes der durchschnittliche Monatsumsatz zu errechnen und mit 12 zu

multiplizieren.

3.2Nicht antragsberechtigt sind:

3.2.1 Unternehmen, die zu 25 % und mehr im Besitz eines oder mehrerer anderer Unternehmen stehen oder an anderen

Unternehmen beteiligt sind, wenn die Unternehmen zusammen die in Ziffer 3.1 genannten Größenkriterien überschreiten.

3.2.2 Unternehmen, die bereits im Internet präsent sind.

4.Bewilligungsvoraussetzungen

4.1Gefördert werden nur Beratungen und Schulungen, die von selbständigen Beratern oder Beratungs- und Schulungseinrichtungen

durchgeführt werden, die nachweislich - durch Vorlage geeigneter Unterlagen - über die erforderlichen Fähigkeiten (z.B. Kenntnisse

in den Bereichen Multi-Media, Marketing, Werbung, Design), über ausreichende berufliche Erfahrungen sowie über die notwendige

Zuverlässigkeit verfügen und ihre Leistungen unabhängig von Hersteller-, Provider- und Vertriebsinteressen einbringen.

Im übrigen bleibt die Auswahl der Beratungs- bzw. Schulungseinrichtung dem Antragsteller überlassen.

4.2Über Inhalt, Verlauf und Ergebnis der Beratungs- bzw. Schulungsmaßnahmen sowie Datum, Dauer und Teilnehmer ist ein

schriftlicher Beratungsbericht anzufertigen. Der Beratungsbe-richt ist dem Antragsteller auszuhändigen. 

4.3Im Rahmen dieses Modellversuchs werden grundsätzlich nur solche Anträge bewilligt, die alle Maßnahmen gemäß Nr. 2.1.1 bis

2.1.4 der Richtlinien umfassen.

4.4Zur Auswertung und Bewertung des Modellversuchs, insbesondere zur Identifizierung von Hemmnissen hinsichtlich der Nutzung

moderner Informations- und Kommunikationstechnologien, verpflichtet sich der Zuwendungsempfänger, der Bewilligungsbehörde im

Rahmen des zum Verwendungsnachweis gehörenden Sachberichts nach vorgegebenem Muster im Rahmen einer Fragebogenaktion

schriftlich Auskunft zu geben.

5.Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1Die Förderung besteht in der Gewährung eines nicht rückzahlbaren Zuschusses.

5.2Der Zuschuß wird als Projektförderung in Form einer Anteilfinanzierung gewährt.

5.3Der Zuschuß beträgt 70 v.H. der zuwendungsfähigen Ausgaben, höchstens jedoch 4.600,- DM. Die Umsatzsteuer ist nicht

zuwendungsfähig.

Nachträglich gewährte Rabatte oder Nachlässe sind der Bewilligungsbehörde vom Antragsteller unverzüglich mitzuteilen.

5.4Je Antragsteller kann innerhalb der Geltungsdauer dieser Richtlinien nur ein Antrag gestellt werden.

6. Antrags- und Bewilligungsverfahren

6.1Anträge auf Gewährung eines Zuschusses sind vor Beginn der Maßnahmen spätestens jedoch bis zum 31.03.1998 auf einem

beim Bundesamt für Wirtschaft (BAW) erhältlichen Originalvordruck zu stellen und beim BAW, Frankfurter Straße 29 - 31, 65760

Eschborn (Bewilligungsbehörde) einzureichen. Anträge können schriftlich oder per Telefax beim BAW (Telefax: 06196 / 404212)

angefordert werden.

Das BAW entscheidet über die Bewilligung des Zuschusses.

6.2Mit den Maßnahmen gemäß Nr. 2.1.1 bis 2.1.4 der Richtlinie darf erst nach Zugang des Zuwendungsbescheides begonnen

werden. Sie sollen spätestens 6 Monate nach Zugang des Zuwendungsbescheides abgeschlossen sein.

6.3Der Verwendungsnachweis ist innerhalb von 3 Monaten nach Abschluß des Vorhabens zusammen mit den Originalrechnungen,

dem Beratungsbericht (Ziffer 4.2), einer Kopie der WWW-Seiten mit Adresse im Internet und dem Fragebogen dem BAW

vorzulegen. 

6.4Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt grundsätzlich nach Vorlage des vollständigen Verwendungsnachweises.

Auf Antrag kann nach Abschluß der Maßnahmen gemäß Nr. 2.1.1 und 2.1.2 der Richtlinien eine Abschlagszahlung in Höhe von 70

v.H. der bis dahin in Rechnung gestellten zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt werden.

6.5Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung des Zuschusses sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung

sowie die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung des gewährten Zuschusses gelten die

Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Bundeshaushaltsordnung sowie §§ 48 bis 49 a Verwaltungsverfahrensgesetz

(VwVfG), soweit nicht in diesen Richtlinien Abweichungen zugelassen sind.

7.Subventionserhebliche Tatsachen

Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches sind im Antragsformular bezeichnet.

8.Inkrafttreten

Diese Richtlinien sind am 14.05.1997 nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger Nr. 86 in Kraft getreten. Sie gelten für Anträge,

die bis zum 31.03.1998 gestellt werden. 

